
Fragen der Gesetzlichkeit des Verfahrens und der Par­
teilichkeit der Entscheidungen. Wenn auch mancher 
Diskussionsredner gute Anregungen gab oder treffende 
Beispiele schilderte, so kann man sich bei einer Ge­
samteinschätzung der Diskussion nicht des Eindrucks 
erwehren, als herrschten in den Bezirken Ruhe und 
Selbstzufriedenheit, während doch die Ergebnisse des 
XX. Parteitages der KPdSU und der 3. Parteikonferenz 
der SED jeden verantwortlichen Funktionär in schöpfe­
rische Unruhe versetzen müßten. Offenbar hatte man 
sich in den Bezirken noch keine gründlichen Gedanken

über die Auswertung der 3. Parteikonferenz gemacht, 
sondern zunächst auf Anleitung „von oben“, vom Mini­
sterium gewartet.

Im Schlußwort betonte Minister Dr. Benjamin, daß 
wir es uns zu leicht machen, wenn wir sagen, es gäbe 
bei den Richtern in den Kreisen keine Unsicherheit 
und keine Fragen. Und selbst, wenn es so wäre, dann 
hätten die Instrukteure die Pflicht, die Auseinander­
setzung mit den neuen Problemen in die Kreise hinein­
zutragen.

Dokument des Kollegiums des Ministeriums der Justiz 
zur Auswertung der 3. Parteikonferenz der SED für die Arbeit der Justizorgane

i
Auf dem XX. Parteitag der KPdSU und der 3. Partei­

konferenz der SED wurde als ein wesentliches Kenn­
zeichen der neuen Lage festgestellt, daß der Sozialismus 
zu einem Weltsystem geworden ist, in dem die Deutsche 
Demokratische Republik ihren festen Platz einnimmt. 
Die Beschlüsse dieser beiden großen Konferenzen in 
Moskau und Berlin sind für die Arbeit der Justiz in der 
Deutschen Demokratischen Republik von größter Be­
deutung. Diese Arbeit erhält ihren Inhalt durch die 
Aufgabe, zur weiteren Milderung der internationalen 
Spannungen und zur Herstellung der Aktionseinheit 
der Arbeiterklasse beizutragen. Kampf um die Aktions­
einheit der Arbeiterklasse heißt Schaffung von Kon­
takten zwischen den Arbeiterparteien, in Deutschland- 
also zwischen der SED, der KPD und der SPD. Wenn 
die Justizfunktionäre sich ständig bewußt sind, daß 
ihre gesamte Tätigkeit unmittelbare Rückwirkungen auf 
die Lage in Westdeutschland hat, werden sie durch ihre 
Arbeit bei der Lösung dieser Aufgabe mithelfen.

Basis unseres nationalen Kampfes ist die Deutsche 
Demokratische Republik, die sich weiter gefestigt hat 
und den Sozialismus aufbaut. Die Durchführung des 
zweiten Fünfjahrplans stellt unseren Staat und seine 
Bevölkerung vor große Aufgaben. Es kommt darauf an, 
unsere Industrie auf allen Gebieten an den höchsten 
Stand der Welttechnik heranzuführen. Mechanisierung 
und Automatisierung der Produktion werden zusammen 
mit einer verbesserten Arbeitsorganisation die Grund­
lage für eine große Steigerung der Arbeitsproduktivität 
bilden. Die Steigerung der Arbeitsproduktivität aber 
ist die wichtigste Voraussetzung für die weitere schnelle 
Verbesserung des materiellen und kulturellen Lebens­
niveaus der Werktätigen. In der Landwirtschaft wer­
den die Erträge gesteigert und die Arbeit weitgehend 
mechanisiert. Den Mittelschichten wird ihre Perspek­
tive in einer sozialistischen Gesellschaftsordnung ge­
zeigt. Die Rechtsprechung unserer Gerichte muß diese 
ökonomische Entwicklung mit allen Kräften fördern.

Der schnelle Aufstieg der Deutschen Demokratischen 
Republik erfordert die breite Entfaltung der Demokratie. 
Noch stärker als bisher müssen die Massen in die 
Leitung unseres Staates einbezogen werden. Deshalb ist 
der Arbeit der Schöffen, ihrer Kritik an der Arbeit der 
Gerichte und der engsten Verbindung aller Justizfunk­
tionäre mit den Werktätigen größte Aufmerksamkeit 
zu schenken.

Für alle Handlungen der Justizorgane gilt der Grund­
satz der strengsten Einhaltung der Gesetzlichkeit. Die 
Frage der Gesetzlichkeit wird heute auf internationaler 
Ebene von den Staaten des sozialistischen Lagers ge­
stellt. Die weitere Festigung der Gesetzlichkeit in der 
Deutschen Demokratischen Republik, insbesondere die 
sorgsame Wahrung der Rechte der Bürger, ist deshalb 
ein Beitrag zur Entspannung und zur Aktionseinheit 
der Arbeiterklasse in Deutschland.

Ausgehend von der Erkenntnis, daß die Rechtspre­
chung der Gerichte

die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit zu 
gewährleisten hat,
zur weiteren Entfaltung der Demokratie beizu­
tragen hat,
die ökonomische Entwicklung der Deutschen Demo­
kratischen Republik zu fördern hat, 

legt das Kollegium des Ministeriums der Justiz die 
nachfolgende Aufgabenstellung für die Gerichte und die 
Organe der Justizverwaltung fest.

II
Die Milderung der Spannungen auf internationalem 

Gebiet und die Festigung der Arbeiter-und-Bauern- 
Macht in der DDR wirken sich auch auf den Klassen­
kampf in der DDR und auf das Strafrecht aus. Das 
bedeutet aber nicht, daß die Angriffe auf die Grund­
lagen der DDR weniger gefährlich wären und milder 
bestraft werden müssen. Abwerbung, Spionage, Sabo­
tage und Kriegshetze bleiben Schwerpunkte des Klas­
senkampfes und damit auch Schwerpunkte der Gesetz­
lichkeit. Diese Prozesse sind dazu auszunutzen, um die 
Wachsamkeit der Bürger der DDR gegenüber staats­
feindlichen Anschlägen und die Bereitschaft zur Ver­
teidigung der DDR zu erhöhen.

Um die Wirksamkeit des Strafrechts im Kampf 
gegen Staatsverbrechen zu erhöhen, ist es notwendig, 
noch besser als bisher zu differenzieren und die ganze 
Schärfe der Gesetze auf solche Handlungen zu konzen­
trieren, die wirklich Verbrechen gegen den Staat sind. 
Das bedeutet auf der einen Seite eine noch konsequen­
tere Anwendung der Erfahrung, daß zur richtigen Cha­
rakterisierung des Verbrechens alle Umstände auf 
objektivem und subjektivem Gebiet heranzuziehen sind. 
Auf der anderen Seite bedeutet das, daß Staatsver­
brechen von solchen Handlungen unterschieden werden, 
die weniger gefährliche Formen der Hetze sind, oder 
von solchen, die strafrechtlich gar nicht, sondern mit 
politischen Mitteln zu bekämpfen sind.

Die Feststellung, daß die DDR gefestigt ist, hat auch 
Auswirkungen auf die Strafpolitik bei der Bekämpfung 
der allgemeinen Kriminalität. Hier steht die Erziehung 
der Bürger im Vordergrund. Dem kann durch unser 
gegenwärtiges Strafensystem nur bis zu einem gewissen 
Grad Rechnung getragen werden. Die Ergänzung un­
seres Strafensystems durch die bedingte Verurteilung 
und den öffentlichen Tadel würde die Möglichkeiten der 
Bekämpfung weniger gefährlicher strafbarer Handlun­
gen erhöhen. Die Anwendung des materiellen Verbre­
chensbegriffs muß zur Folge haben, daß Handlungen, 
die unter den gegenwärtigen Verhältnissen nicht mehr 
gesellschaftsgefährlich sind, nicht bestraft werden. Die 
Tatsache, daß in unserer gefestigten Ordnung die Erzie­
hung der Bürger leichter ist, verlangt auch die Über­
prüfung der Anwendung des § 346 StPO.

Die Strafprozeßordnung enthält alle Garantien zur 
Wahrung der Rechte des Angeklagten, die zur Führung 
eines demokratischen, der Festigung der sozialistischen 
Ordnung und der Erziehung der Bürger dienenden 
Strafprozesses notwendig sind. Es kommt darauf an, sie 
konsequenter als bisher zu verwirklichen. Dabei ist be­
sondere Aufmerksamkeit dem Recht auf Verteidigung 
und der Stellung des Verteidigers im Strafprozeß zuzu­
wenden. Bei den Entscheidungen über Anträge auf 
Erlaß von Haftbefehlen müssen sich die Richter im 
voller Eigenverantwortlichkeit darüber klarwerden, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Inhaftierung 
vorhanden sind. Auf den Gebieten des Beweisrechts 
und der Kriminalistik müssen sich die Richter schulen, 
um die Wahrheit im Strafprozeß zuverlässiger fest­
stellen zu können.

Auch die Rechtsprechung der zweiten Instanz muß 
noch mehr als bisher dem Schutz der Rechte des An­
geklagten dienen. Ihre Wirksamkeit darf nicht dadurch 
eingeschränkt werden, daß von der Möglichkeit, die 
Berufung als offensichtlich unbegründet zu verwerfen, 
mehr als notwendig Gebrauch gemacht wird.

Der Rechtsprechung in Zivil- und Familiensachen ist 
in Zukunft größere Aufmerksamkeit als bisher zuzu-
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